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      Es gilt das gesprochene Wort!









      Sperrfrist: Beginn der Rede


Rede bei der Kundgebung gegen "Stuttgart 21"

am Montag, 24. September 2007 um 18.30 Uhr auf dem Stuttgarter Marktplatz

"Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen ... ausgeübt." So steht es im Artikel 20 des Grundgesetzes. Doch in Baden-Württemberg und in Stuttgart wird das in unserer Verfassung festgelegte Recht des Volkes, seine Staatsgewalt nicht nur in Wahlen, sondern auch in Abstimmungen auszuüben, seltener eingefordert als im benachbarten Freistaat Bayern, ganz zu schweigen von unserem demokratischen Nachbarland Schweiz: Dort wäre ein Grossprojekt wie "Stuttgart 21" ohne Bürgerentscheid undenkbar. Die Schweizer trauen sich offenbar mehr an demokratischem Bürgersinn zu als die baden-württembergische Landesregierung uns. 

Wir sind heute Abend hier, um unser Recht auf einen Bürgerentscheid zu "Stuttgart 21" einzufordern, vor allem beim Stuttgarter Oberbürgermeister Wolfgang Schuster, der im Herbst 2004 den Stuttgarter Bürgerinnen und Bürgern vor seiner Wiederwahl als OB einen Bürger​entscheid für den Fall versprach, dass von der Stadt Stuttgart "erhebliche Mehrkosten" eingefordert würden. Jetzt ist von 84 Millionen Euro Mehrkosten für die Stadt die Rede, hinzu kommt der von Schuster angebotene Verzicht auf 200 Millionen Euro Zinsen gegenüber der DB AG. Fast 300 Millionen Euro – sind das "unerhebliche Mehrkosten"? An dieses Wahlversprechen erinnern wir den OB und fordern alle Fraktionen im Gemeinderat auf, ihn nicht aus seinem Wahlversprechen zu entlassen, auch die Fraktionen, die für "Stuttgart 21" sind, denn wenn sie ihre Argumente für das Projekt für überzeugend halten, sollten sie dafür beim Bürgerentscheid eine Mehrheit suchen.

Ein Bürgerentscheid über "Stuttgart 21" sei rechtlich nicht möglich, hören wir aus dem Rathaus, weil das kein Projekt Stuttgarts, sondern ein Projekt des Bundes, des Landes, der Deutschen Bahn AG und der Stadt Stuttgart sei, bei dem neben das Interesse der Öffentlichkeit das Rendite-Interesse der Deutschen Bahn AG tritt. Wenn es wirklich zuträfe, dass die Bürger über solche Projekte nicht entscheiden dürfen, dann wäre das ja geradezu ein Freibrief für jede Stadtverwaltung, strittige Grossprojekte mit privater Beteiligung zu finanzieren und damit die Bürger um ihr Entscheidungsrecht zu betrügen. 

Das Projekt "Stuttgart 21" habe in den vergangenen 15 Jahren Planungs- und Vorberei​tungs​kosten in Millionenhöhe verursacht, erklären die Befürworter des Projekts. Das ist kein Argument. Warum haben sie nicht früher das Volk gefragt? Weil sie in ihrer Arroganz, in ihrem Bedürfnis nach Selbstdarstellung nicht bereit waren, ihr Prestige-Projekt dem Volke vorzulegen. 

Nun wird am 4. Oktober der Stuttgarter Gemeinderat entscheiden, ob es zur Beteiligung der Stadt am Projekt "Stuttgart 21" einen Bürgerentscheid gibt. Lehnt der Gemeinderat das ab, dann werden wir – ein breites Bündnis von Gegnern des Projekts "Stuttgart 21" – ein Bürgerbegehren einleiten mit dem Ziel eines Bürgerentscheids über die Beteiligung Stuttgarts an "Stuttgart 21". Dazu brauchen wir nach dem 4. Oktober innerhalb von sechs Wochen 20.000 Unterschriften. Ob wir das schaffen? Ich hoffe, dass wir Stuttgarter genau so liberal und aufmüpfig sind wie die Freiburger, die kürzlich in einem Bürgerentscheid den von ihrem OB geplanten Verkauf der stadteigenen Wohnungen verhindert haben. Diesen aufrechten Bürgersinn wünsche ich mir auch in unserer Stadt.

Wenn wir beim Bürgerentscheid eine Mehrheit gegen die Beteiligung Stuttgarts an "Stuttgart 21" schaffen, dann ist das Projekt damit noch nicht vom Tisch. Ganz offen droht OB Schuster, dann werde halt die Landesregierung den Stuttgarter Anteil finanzieren und – das sagt er allerdings nicht – dann würde das Land Stuttgart bei anderen Landesaufgaben die entsprechenden Mittel streichen. Es wäre jedoch ein beispielloser Skandal, wenn sich die Landesregierung zusammen mit dem Bund und der Bahn über ein klares Votum der Stuttgarter Bürgerschaft hinwegsetzen würden.

Es gibt viele gute Argumente gegen "Stuttgart 21": Die Belastung durch eine Riesenbaustelle über zwölf Jahre hinweg für die Stuttgarter Bürgerschaft. Die Zerstörung des Schlossgartens und des denkmalgeschützten Stuttgarter Hauptbahnhofs. Die Gefährdung der Mineralwasserquellen und des Stadtklimas. Für mich ist ein zentrales Argument gegen "Stuttgart 21" das Geld: Das Land hat kein Geld für den Regionalverkehr und lässt zu, dass für 14 Millionen Euro Züge im Regionalverkehr gestrichen werden, mehr als in jedem anderen Bundesland. Für das Prestigeprojekt "Stuttgart 21" dagegen hat das Land schier unbegrenzt Geld. Das entspricht dem Konzept von Mehdorn und der "Heuschrecken"-Bahn, den Bahnverkehr in der Fläche zusammenzustreichen und auf die renditeträchtigen Schnelltrassen zu konzentrieren.

Überall in der Stadt und im Land wird gespart. Es fehlt an Geld zur Reparatur unserer Schulen und Hochschulen; es fehlt an Geld in der Altenpflege - doch für eine milliardenteures Prestigeprojekt ist unbegrenzt Geld da. Die Regierenden sind bestürzt über die zunehmende Gewalt an den Schulen, doch für die Jugendsozialarbeit an den Problemschulen haben sie kein Geld. Die Kinderarmut und die schlechten Bildungschancen der armen Kinder werden beklagt, aber der Ausbau von Kindertagesstätten und Ganztagsschulen, mit denen wir die Chancen dieser Kinder verbessern könnten, wird verschleppt, weil das Geld kostet. Das dürfen wir uns nicht gefallen lassen.

"Man kann alle Menschen für einige Zeit belügen. Einige Menschen kann man auch für alle Zeit belügen. Aber man kann nicht alle Menschen für alle Zeit belügen" sagte Abraham Lincoln, zu deutsch "Lügen haben kurze Beine". Die Befürworter von "Stuttgart 21" belügen das Volk:

- "Stuttgart 21" sei ein untrennbarer Teil der geplanten autobahnnahen Neubaustrecke von Stuttgart über Wendlingen nach Ulm sagen sie. Das ist gelogen. Die autobahnnahe schnelle Strecke zwischen Wendlingen und Ulm ist nicht strittig. Strittig ist das Projekt "Stuttgart 21", mit dem der Bahnverkehr in Stuttgart weithin unter die Erde gelegt werden soll – mehr als 30 km Tunnelstrecke, und der Stuttgarter Hauptbahnhof, ein Kopfbahnhof mit 16 Gleisen, durch einen unterirdischen Durchgangsbahnhof mit acht Gleisen ersetzt werden soll. Bei der von uns vorgeschlagenen Alternative "Kopfbahnhof 21" dagegen würde der Kopfbahnhof erhalten und modernisiert und über Obertürkheim und Neuhausen auf den Fildern an die unstrittige Neubau​strecke entlang der Autobahn über die Alb nach Ulm angebunden. Diese Alternative würde den Schlossgarten und den Hauptbahnhof erhalten und wäre weit billiger – statt 30 km nur 13 km Tunnelstrecke, doch sie wurde nie ernsthaft erwogen!

- Stuttgart werde von der europäischen Schnellbahntrasse Paris – Budapest abgehängt, drohen sie, wenn "Stuttgart 21" nicht käme. Das ist reiner Blödsinn, denn die Fahrzeit auf dieser Strecke wird durch die unstrittige Neubaustrecke über die Alb um 29 Minuten, durch das strittige Teilstück "Stuttgart 21" zwischen Feuerbach und Wendlingen gerade mal um drei Minuten verkürzt. 

- Ein Durchgangsbahnhof sei moderner als ein Kopfbahnhof, sagen sie. Aber warum sind München, Frankfurt am Main, Leipzig, warum sind London, Paris, Rom und Madrid bei ihren Kopfbahnhöfen geblieben? Diese Frage wurde nie beantwortet.

- Ein Durchgangsbahnhof mit acht Gleisen könne mehr Züge abfertigen als ein Kopfbahnhof mit 16 Gleisen, sagen sie und führen dazu Gutachten von Professoren an, die uns beweisen würden, dass sich die Sonne um die Erde dreht, würde man sie dafür bezahlen.

- Jahrelang haben die Befürworter die Kosten für "Stuttgart 21" geschönt und die Kosten der von uns vorgeschlagenen Alternative "Kopfbahnhof 21" nach oben gerechnet. Jetzt kommt heraus, dass "Stuttgart 21" fast doppelt so teuer wird wie der Alternativvorschlag "Kopfbahnhof 21". Und die vom Bundesverkehrsminister Tiefensee zugesagte Wirtschaftlichkeitsberechnung wird bis heute der Öffentlichkeit vorenthalten, angeblich weil das den Unternehmensinteressen der Deutschen Bahn AG schade. Aber noch ist die DB AG zu 100 % Eigentum des Bundes, das heisst unser Eigentum, und noch hat die deutsche Öffentlichkeit Anspruch darauf zu erfahren, wie wirtschaftlich "Stuttgart 21" für unsere Bahn ist.

So wird die Öffentlichkeit belogen. Aber wenn das Projekt mit seinen gigantischen Kosten und mit seinen stadtzerstörerischen Folgen irgendwann im Jahre 2019 fertig ist, sind die Verantwortlichen alle nicht mehr im Amt, keiner kann sie dafür haftbar machen und davon jagen. Die Stuttgarter Bürgerschaft, wir und unsere Kinder und Enkel hingegen werden die finanziellen und die stadtzerstörerischen Folgen von "Stuttgart 21" tragen müssen.

Stuttgarterinnen und Stuttgarter – wehrt Euch! Tragt Euch jetzt schon ein für das Bürgerbegehren, das wir am 5. Oktober einleiten und werbt bei Euren Freunden und Nachbarn für die Unterstützung. 

Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen  ausgeübt. Das ist unser verfassungsmässiges Bürgerrecht, und dieses Recht wollen wir nutzen.
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